
 

INFORMATION 
Stand 21.07.2026 

FAQs zur Umsetzung des Gesetzes zur Stärkung der 
Strukturen gegen sexuelle Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen für den Bereich Jugendarbeit 

Umgang mit Schutzkonzepten im Rahmen der Anerkennung als freier 
Träger der Jugendhilfe/Mitgliedschaft BJR (nach §75 SGB VIII bzw. AGSG) 
 
1 Welche Aufgaben von Beratung zu bzw. Prüfung eines Schutzkonzeptes 

entstehen im Zusammenhang mit der Neuaufnahme von 
Mitgliedsorganisationen/ öffentliche Anerkennung AGSG Bayern § 33? 
Wer muss das leisten? 

Im Rahmen der Neuaufnahme von Mitgliedsorganisationen bzw. der 
öffentlichen Anerkennung nach Art. 33 AGSG Bayern i.V.m. § 75 SGB VIII ist das 
Vorliegen eines Präventions- und Schutzkonzepts bereits heute Teil der 
erforderlichen Antragsunterlagen. Die antragstellende Organisation muss ein 
Schutzkonzept vorlegen. Die Prüfung obliegt der anerkennenden Stelle – je 
nach Wirkungskreis dem örtlichen Jugendamt, der Regierung oder dem BJR. 
Für den Bereich der Jugendarbeit in Bayern liegt die Zuständigkeit bei 
Jugendverbänden und -gemeinschaften beim BJR. 

2 Müssen Schutzmaßnahmen/-konzepte im Anerkennungsverfahren 
geprüft werden?  

Das Vorliegen eines Schutzkonzeptes nach § 79a SGB VIII ist keine 
unmittelbare Voraussetzung für die Anerkennung als Träger der Jugendhilfe 
nach § 75 SGB VIII. 
Als Träger der freien Jugendhilfe können juristische Personen und 
Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie auf dem Gebiet der 
Jugendhilfe im Sinne des § 1 tätig sind, gemeinnützige Ziele verfolgen, auf 
Grund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen, 
dass sie einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der 
Jugendhilfe zu leisten imstande sind, und die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 
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Denkbar ist, dass man hinreichende Schutzkonzepte als Teil der fachlichen 
und personellen Voraussetzungen. So lange aber SGB VIII, AGSG oder die 
Satzung des BJR keine konkreten Anforderungen festlegen, gibt es aus 
rechtlicher Sicht keine Notwendigkeit einer Prüfung im Rahmen der 
Anerkennung. 
Praktisch dürfte aber keine Schutzlücke entstehen, da anerkannte Träger 
typischerweise nach dem SGB VIII gefördert werden und der Fördergeber 
(auch bei Anerkennung!) die Voraussetzungen des § 74 SGB VIII und damit 
die Einhaltung der Mindeststandards prüfen muss. 

3 Welche Aufgaben von Beratung zu bzw. Prüfung bestehen gegenüber 
Bestandsmitgliedern? Wer muss das leisten? 

Gegenüber Bestandsmitgliedern besteht primär eine Beratungspflicht. Die 
Jugendämter bzw. der BJR sollten die bestehenden Mitgliedsorganisationen 
über die neuen Anforderungen informieren, Beratung anbieten und 
angemessene Übergangsfristen setzen. 

4 Wer stellt die Weiterentwicklung, Anwendung (neue und alte 
Jugendgruppen) und die Überprüfung von Schutzkonzepten sicher? 

Das Jugendamt als örtlicher öffentlicher Träger stellt im Rahmen seiner 
Gesamtverantwortung nach § 79 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII sicher, dass eine 
kontinuierliche Qualitätsentwicklung – und damit auch die Weiterentwicklung 
und Überprüfung von Schutzkonzepten – erfolgt. Für den Bereich der 
Jugendarbeit wirkt der/die Jugendpfleger:in hier als zentrale 
Ansprechperson. Die Überprüfung der Anwendung bei den freien Trägern 
kann im Rahmen der Förderung (z.B. durch Förderauflagen), im 
Qualitätsdialog oder bei konkreten Anlässen (z.B. nach Vorfällen) erfolgen.  

5 Was ist bei bereits bestehenden/anerkannten freien Trägern, wenn 
nicht (mehr) gefördert wird? 

Auch bei bereits anerkannten freien Trägern, die aktuell keine Förderung 
erhalten, besteht jedenfalls im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Aufsichtspflicht die Erwartung, dass ein Schutzkonzept vorliegt – dies ergibt 
sich aus dem anerkannten Mindeststandard bei der Arbeit mit 
Minderjährigen. 
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6 Kann ein Dachverband ein Schutzkonzept für alle seine örtlichen 
Strukturen vorlegen und wenn ja – unter welchen Bedingungen ist das 
möglich (wie bei Vereinbarungen auf Landesebene zum §72a SGB VIII)? 

Ein Dachverband kann für seine Mitgliedsorganisationen ein Muster 
bereitstellen und, soweit diese auf alle örtlichen Strukturen passen, auch im 
Rahmen der eigenen Satzungsbestimmungen mit entsprechender 
Geltungswirkung beschließen. Die Mitgliedsorganisationen müssen dies aber 
– je nach Regelung im Jugendamtsbezirk – auf Verlangen des jeweils 
örtlichen Jugendamts vorlegen, wenn sie entsprechend gefördert werden. 


